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Aktualisierte Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 04.11 .2025 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

für die Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle am 04.11 .2025 erhalten Sie 
eine aktualisierte Sachstandsdarstellung zu 

• Beitrag 11: Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung - diesmal im Bereich 

der Lehrerinnen und Lehrer 

aus dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

(Vorlage 18/4088). 

Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung des Großen Kolleg iums an die Mitglieder 

des Ausschusses fü r Haushaltskontrolle weiterzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

l;!·,~ J~J 
Prof. Dr. Brigitte Mandt 

Anlage 

van.eckert
Parlamentspapiere





 

 

 

Aktualisierte Sachstandsdarstellung zu Beitrag 11 des 
Jahresberichts 2025, S. 105 ff. 

Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im Bereich der  
Lehrerinnen und Lehrer 

Sachbearbeitendes Mitglied: Vizepräsident Kisseler 

 

1. Sachstand des Jahresberichts 

Der Landesrechnungshof (LRH) prüft regelmäßig die Personalausgaben des Landes und 
diesbezügliche Erstattungen; dabei wird er von den von ihm beauftragten Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämtern unterstützt. Von 2022 bis 2024 prüfte das Staatliche Rech-
nungsprüfungsamt Arnsberg im Auftrag des LRH bei den Bezirksregierungen (BR) die Per-
sonalausgaben für Lehrkräfte und die diese betreffenden Erstattungen nach dem Gesetz 
über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung (AAG). 

Die Prüfung bestätigte die Feststellungen des LRH aus den Vorjahren. Bereits in den Jah-
resberichten 2020 und 2021 hatte er Mängel in der Personalverwaltung bei verschiedenen 
Einrichtungen des Landes aufgezeigt. Dem wollte das Ministerium der Finanzen (FM) mit 
Änderungsregelungen und zusätzlichen Informationen für die Personalverwaltung entge-
genwirken. 

Rund 10 % der jetzt geprüften 465 Fälle im Bereich der Dienstbezüge und Entgelte bei den 
Lehrkräften waren fehlerhaft bearbeitet worden. Durch diese fehlerhafte Anwendung von 
Rechtsvorschriften waren Leistungen vielfach zu Unrecht gezahlt worden. Zudem fehlte es 
an einem funktionierenden Controlling bei den BR. 

Die Geltendmachung von Erstattungsansprüchen des Landes gegenüber den Krankenkas-
sen nach dem AAG war ebenfalls fehlerbehaftet. Das betraf rund 13 % der geprüften 126 
Mutterschutzfälle.  

Der LRH hat für eine ordnungsgemäße Personalverwaltung erneut angeregt, das Zulagen-
wesen zu überarbeiten. Zudem sollte ein verpflichtendes Controlling-System in diesem Be-
reich eingeführt werden, um den Datenaustausch zwischen den beteiligten Dienststellen zu 
gewährleisten. 
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Zur korrekten Geltendmachung von Erstattungsansprüchen des Landes gegenüber den 
Krankenkassen nach dem AAG erscheint es dem LRH zwingend notwendig, die Verfahrens-
abläufe zu ändern. Der vollständige Meldeprozess sollte erneut betrachtet und optimiert 
werden. Hierzu hat der LRH konkrete Maßnahmen vorgeschlagen. 

 

2. Stellungnahmen der Ministerien 

Die betroffenen Ministerien nahmen hierzu erneut Stellung. 

Ministerium für Schule und Bildung 

Das Ministerium für Schule und Bildung (MSB) teilte im Schreiben vom 29.07.2025 mit, es 
habe die BR mit Erlass vom 13.04.2025 gebeten, zukünftig darauf zu achten, dass Zahlun-
gen von Stellenzulagen nur bei Vorliegen der gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen ge-
leistet würden. 

Es teilte ferner mit, die wiederholt fehlerhafte Gewährung der Fachleiterzulage sei Gegen-
stand des Gesamtkomplexes der Prüfung von notwendigen Änderungen in Folge des Ge-
setzes zur Anpassung der Lehrkräftebesoldung sowie zur Änderung weiterer Vorschriften 
vom 30.05.2023.  

Weiterhin führte das MSB aus, dass es das Ziel der Qualitätssicherung und Effizienzsteige-
rung grundsätzlich teile. Zudem habe das FM seine Empfehlungen an die personalakten-
führenden Dienststellen zur Etablierung von Controlling-Verfahren oder anderen Vorkeh-
rungen zur Qualitätssicherung zwischenzeitlich mit Erlass vom 19.05.2025 erneuert. Vor 
dem Hintergrund bestehender organisatorischer und personeller Rahmenbedingungen 
sowie bereits etablierter Verfahren werde seitens des MSB derzeit davon abgesehen, eine 
über die Regelungen des federführenden FM hinausgehende Vorgabe zu treffen.  

Das MSB erkannte die durch den LRH beanstandete Problematik hinsichtlich der korrekten 
Geltendmachung von Erstattungsansprüchen des Landes gegenüber den Krankenkassen 
nach dem AAG an. Es habe die BR mit Erlass vom 13.04.2025 auf die bestehende Proble-
matik hingewiesen. Die BR hätten die Beanstandungen zum Anlass genommen, die Betei-
ligten zu sensibilisieren und zusätzliche Informationen und Ablaufpläne für die Bearbeiten-
den zur Verfügung zu stellen.  

Ministerium des Innern 

Das Ministerium des Innern (IM) übersandte dem LRH mit Schreiben vom 21.08.2025 einen 
Erlass vom 18.08.2025 an die BR. Darin bat das IM, alle Mitarbeitenden und insbesondere 
die Lehrkräfte an ihre Verpflichtung zu erinnern, die Angaben auf ihren Bezügemitteilun-
gen regelmäßig auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und Unstimmigkeiten unmittelbar ihrer 
Dienststelle mitzuteilen. 

Ministerium der Finanzen 
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Das FM teilte in seiner Stellungnahme vom 13.08.2025 mit, die entsprechenden Prüfungen 
zu notwendigen Änderungen in Folge des Gesetzes zur Anpassung der Lehrkräftebesol-
dung sowie zur Änderung weiterer Vorschriften vom 30.05.2023 würden derzeit noch an-
dauern. Es stellte in Aussicht, den LRH nach Abschluss der Prüfungen über das Ergebnis zu 
unterrichten. 

Das FM führte weiterhin aus, es verbleibe nach erneuter Prüfung bei der Auffassung, dass 
mangels entsprechender Zuständigkeit keine verbindlichen binnenorganisatorischen Vor-
gaben zur Einführung von Controlling-Systemen an die personalaktenführenden Dienst-
stellen gemacht werden könnten. Es könnten lediglich – wie bislang bereits erfolgt – un-
verbindliche Bitten oder Empfehlungen ausgesprochen werden. 

Schließlich teilte es mit, dass der Prozess der Evaluierung des Zulagenwesens nicht vor En-
de 2025 abgeschlossen sein werde. 

 

3. Würdigung durch den Landesrechnungshof 

Eine einheitliche Verfahrensweise zur Bearbeitung der Stellenzulagen liegt in den BR nicht 
vor. Vielmehr organisieren die BR das eigene Verwaltungshandeln jeweils individuell. Der 
LRH bat das MSB, auf eine einheitliche Bearbeitung in den BR zur Sicherstellung der 
rechtmäßigen Gewährung von Stellenzulagen hinzuwirken. 

Darüber hinaus bat er das MSB und das FM um einen Zwischenbericht über das Ergebnis 
der Prüfung von notwendigen Änderungen in Folge des Gesetzes zur Anpassung der Lehr-
kräftebesoldung bis zum 31.03.2026. 

Der LRH verbleibt gegenüber dem MSB sowie dem FM bei seiner Auffassung, dass die ver-
bindliche Vorgabe und Einführung flächendeckender Controlling-Systeme wichtig wäre. 
Die rechtmäßige Gewährung von Bezügen, Entgelten und deren Bestandteilen ist nach An-
sicht des LRH ressortintern sowie ressortübergreifend durch geeignete Maßnahmen sicher-
zustellen. 

Die durch das MSB, IM und die BR eingeleiteten Maßnahmen erscheinen dem LRH geeig-
net, die Nutzung bestehender Erstattungsmöglichkeiten nach dem AAG künftig sicherzu-
stellen. 

Die übrigen Feststellungen gegenüber dem MSB, FM sowie IM erklärte der LRH aufgrund 
der Stellungnahmen sowie der veranlassten Maßnahmen für erledigt. 

 

4. Fazit 

Die drei Ressorts haben jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich Maßnahmen ergriffen, um 
eine ordnungsgemäße Zahlung von Bezügen und Gehältern sicher zu stellen und eine Ver-
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einnahmung der Erstattungen nach dem AAG zu gewährleisten. Hinsichtlich der Einführung 
flächendeckender Controlling-Verfahren im Bereich der Personalausgaben sieht der LRH 
hingegen noch Verbesserungsmöglichkeiten. 

Das Prüfungsverfahren gegenüber MSB und FM dauert an. 

Das Prüfungsverfahren gegenüber dem IM erklärte der LRH für abgeschlossen. 
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